
schätzen und nach den Umständen, die für die Nicht­
erfüllung und die daraus ggf. erwachsenden Folgen 
maßgebend sind, zu würdigen.
Die auf dieser Grundlage vorzunehmende Bestimmung 
der Höhe der Jahresendprämie für den einzelnen 
Werktätigen im Sinne der Differenzierung muß das 
Maß der Verantwortlichkeit für die Einhaltung und 
Durchsetzung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes, 
das bisherige Verhalten des Werktätigen auf diesem 
Gebiet sowie Umfang und Schwere ggf. eingetretener 
Folgen berücksichtigen. Somit kann selbst bei Erfüllung 
der ökonomischen Kennziffern ein Anspruch auf Jah­
resendprämie nicht in voller Höhe bestehen, wenn der 
Werktätige im Rahmen der ihm hierfür obliegenden 
Verantwortung seine Pflichten im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz schuldhaft erheblich verletzt hat. Sind 
schwerwiegende Folgen durch die Verletzung der Er­
fordernisse des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ein­
getreten, wie erhebliche Beeinträchtigung der Gesund­
heit eines oder mehrerer Werktätiger oder gar Tod 
eines Menschen oder auch in erheblichem Umfange 
materielle Schäden, so wird in der Regel ein Anspruch 
auf Jahresendprämie zu verneinen sein.
Die Kontinuität der Aufgabe, die Erfordernisse des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes einzuhalten, ver­
langt dabei, die Leistungen auf diesem Gebiet während 
des gesamten Planjahrs einzuschätzen und zu berück­
sichtigen. Zugleich schließt sie ein, die Höhe der Jah­
resendprämie bei den genannten Pflichtverletzungen 
unabhängig vom Zeitpunkt, in dem sie begangen wur­
den, zu differenzieren. Bemessungsgrundlage für die 
Jahresendprämie ist die Leistung während des gesam­
ten Planjahres, so daß eine auf Quartale oder andere 
Zeiträume bezogene Einschätzung der Leistungen und 
eine hiernach differenzierte Höhe der Jahresendprämie 
unzulässig ist. Dieser Grundsatz muß erst recht voll 
durchgesetzt werden bei der Einschätzung der Leistun­
gen auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes.
Der Umstand, daß die Pflichtverletzung des Verklag­
ten kurz vor Abschluß des Planjahrs begangen wurde, 
ist daher für die Entscheidung über den von ihm er­
hobenen Anspruch ohne Bedeutung.
Dem Verklagten oblag in seiner damaligen Funktion 
als Produktionsdirektor ein hohes Maß an Verantwor­
tung für die Einhaltung der Bestimmungen des Ge­
sundheits- und Arbeitsschutzes. Bei der Festsetzung 
der ihm zu gewährenden Jahresendprämie war daher 
unbeschadet des Fehlens entsprechender Festlegungen 
in der betrieblichen Prämienvereinbarung die Einhal­
tung der Erfordernisse des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes zu berücksichtigen. Das ist im Prinzip vom 
Kläger, von der Konfliktkommission, vom Bezirks­
gericht und auch von den anderen Verfahrensbeteilig- 
ten erkannt worden. Das Fehlen eines hierbei anzu­
wendenden einheitlichen Maßstabes hat jedoch zu Un­
sicherheiten bei der Würdigung der Sachlage und der 
hieraus als Ergebnis abzuleitenden Bestimmung der 
Höhe der Jahresendprämie geführt.
Die Pflichtverletzungen des Verklagten erfordern, die 
Höhe seiner Jahresendprämie gegenüber den anderen 
Direktoren des Betriebes niedriger zu bemessen. Hier­
bei sind, ausgehend vom Planjahr als Bemessungs­
grundlage, die Leistungen des Verklagten auf dem 
Gebiete des Gesundheits- und Arbeitsschutzes während 
des Jahres 1968 zu berücksichtigen und die begange­
nen Pflichtverletzungen in Beziehung zu den sonstigen 
Leistungen in diesem Zeitraum einzuschätzen (wird 
Iusgefiihrt).
Der vom Bezirksgericht festgelegte Betrag von 400 M 
ist demnach im Ergebnis, wenn auch aus anderen 
rechtlichen Erwägungen, gerechtfertigt.

$8 36 AGO; 8 113 Abs.2 Buchst.b GBA; Absdm.Il 
Buchst. E ZUf. 3 Rahmenkollektiv vertrag für die Werk­
tätigen des sozialistischen Binnenhandels in der DDR
i. d. F. des 22. Nachtrags vom 8. April 1968.
1. Die Einigung ist ihrem Wesen nach eine Vereinba­
rung, an der beide Parteien mitwirken müssen. Ein 
einseitiges Anerkenntnis ist für sich genommen keine 
Einigung, kann aber Grundlage einer Einigung sein.
2. Anträge sowie Erklärungen der Parteien, die Grund­
lage einer verfahrensbeendenden Entscheidung (hier: 
einer Einigung) sein können, sind den Parteien vor­
zulesen und von ihnen genehmigen zu lassen.
3. Bildet ein Anerkenntnis die Grundlage einer Eini­
gung der Parteien, ist als Voraussetzung für die Bestä­
tigung der Einigung sorgfältig zu prüfen, inwieweit 
das Anerkenntnis rechtlich zulässig ist. Das schließt 
die Feststellung ein, inwieweit der von dem Verklag­
ten anerkannte Anspruch dem Kläger rechtlich über­
haupt zusteht.
4. Eine mit Ehepartnern, die gemeinsam als Leiter und 
stellvertretender Leiter eine Gaststätte bewirtschaften, 
wirksam abgeschlossene Vereinbarung über die 
Rechenschaftspflicht und damit verbundene erweiterte 
materielle Verantwortlichkeit gemäß § 113 Abs. 2 
Buchst, b GBA ist für beide Ehepartner dann ohne 
rechtliche Wirkung, wenn einer von ihnen in dem Zeit­
raum, in dem der Schaden entstanden ist, längere Zeit 
an der Ausübung seiner Arbeitsaufgaben verhindert 
war und die Arbeitsanforderungen und Arbeitsbedin­
gungen des anderen Partners durch den Betrieb nicht 
den durch die tatsächlichen Umstände gegebenen Ver­
änderungen angepaßt worden sind.
OG, Urt. vom 26. März 1970 - Za 4/70.

Zwischen der Klägerin und den Verklagten bestand 
vom 31. Juli 1965 an ein Arbeitsrechtsverhältnis. Da­
nach waren der Kläger zu 1) als Objektleiter des zum 
Betrieb der Klägerin gehörenden Bahnhofshotels und 
die Verklagte zu 2) als stellvertretender Objektleiter 
beschäftigt.
Eine am 15. Mai 1968 durchgeführte Inventur des Be­
reichs Büfett, die den Zeitraum vom 9. Januar 1968 an 
umfaßte, schloß mit einem Fehlbetrag von 2 302,67 M 
ab. Der Verklagte zu 1) war im Inventurzeitraum vom 
13. Februar 1968 an arbeitsunfähig erkrankt. Während 
dieser Zeit leitete die Verklagte zu 2) das Objekt 
allein. ,
Unter Hinweis darauf, daß eine Konfliktkommission 
im Betrieb nicht besteht, machte die Klägerin mit ihrer 
am 13. August 1968 beim Kreisgericht eingegangenen 
Klage beide Verklagten für den Inventurfehlbetrag 
materiell verantwortlich. Sie berief sich auf die mit den 
Verklagten abgeschlossene Vereinbarung über die 
Rechenschaftspflicht und damit verbundene erweiterte 
materielle Verantwortlichkeit und führte aus, daß die 
Verklagten über die Entstehung der Differenz keine Er­
klärung geben könnten.
Die Verklagten hatten zunächst vorgetragen, die Ver­
klagte zu 2) sei während der Abwesenheit des Ver­
klagten zu 1) stark überlastet gewesen und habe die 
Übersicht verloren. In der mündlichen Verhandlung 
haben sie dann ausgeführt, daß sie sich verpflichten, 
die vom Kläger verlangten Beträge zu zahlen.
Das Kreisgericht hat am 11. Oktober 1968 beschlossen, 
daß die Zahlung der verlangten Beträge gerichtlich be­
stätigt wird. Eine Begründung enthält dieser Beschluß 
nicht. In einem weiteren Beschluß vom 17. Oktober 
1968 hat es den in der Verhandlung vom 11. Oktober 
1968 gefaßten Beschluß dahingehend formuliert, daß 
die Einigung gerichtlich bestätigt wird. Die Verpflich­
tung der Verklagten hat es auf der Grundlage des 
Klageantrags festgelegt. Dazu hat es im wesentlichen 
ausgeführt, die Verklagten seien objektiv in der Lage 
gewesen, den Geschäftsbetrieb einwandfrei zu leiten. 
Die Verklagte zu 2) habe jedoch gröblichst ihre Pflich-
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